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(Nr. 13414.) Geſetz zur Anderung des Kirchenſteuerrechts der evangeliſchen Landeskirchen. Vom 
3. Mai 1929. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel l. 


8 1. 

Das Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und 
Parochialverbänden der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen, vom 14. Juli 1905 
(Geſetzſamml. S. 277) findet ſinngemäß Anwendung auf Kirchenſteuern, die nach Maßgabe der 
anliegenden Notverordnung des Kirchenſenats der evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union 
vom 28. September 1928 erhoben werden. 


8 2. 

Das Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und 
Geſamt⸗ (Parochial⸗) Verbänden der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen der Provinzen Hannover und 
Schleswig⸗Holſtein ſowie in den Kirchengemeinden der evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz 
Hannover, vom 22. März 1906 (Geſetzſamml. S. 41) findet ſinngemäß Anwendung auf Kirchen⸗ 
ſteuern, die nach Maßgabe der anliegenden Notverordnungen des Kirchenſenats der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Landeskirche Hannovers vom 24. Oktober 1928 und des Landeskirchenvorſtandes der 
evangeliſch- reformierten Landeskirche der Provinz Hannover vom 10. Oktober 1928 ſowie des 
anliegenden Kirchengeſetzes der evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Schleswig⸗Holſteins vom 
4. Dezember 1928 erhoben werden. 

8 3. 

Das Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden der 
evangeliſchen Kirchen der Konſiſtorialbezirke Kaſſel, Wiesbaden und Frankfurt a. M., in den 
Geſamtverbänden der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirkes Kaſſel ſowie in der vereinigten 
evangeliſch⸗lutheriſchen und evangelifch-reformierten Stadtſynode zu Frankfurt a. M., vom 22. März 
1906 (Geſetzſamml. S. 46) findet ſinngemäß Anwendung auf Kirchenſteuern, die nach Maßgabe 
der anliegenden Notverordnungen der Kirchenregierung der evangeliſchen Landeskirche in Heſſen⸗ 
Kaſſel vom 27. Oktober 1928 und der Landeskirchenregierung der evangeliſchen Landeskirche in 
Naſſau vom 18. Oktober 1928 ſowie des anliegenden Kirchengeſetzes der evangeliſchen Landeskirche 
Frankfurt a. M. vom 13. September 1928 erhoben werden. 


Artikel II. 

Verordnungen der Kirchenregierungen über Anderung der Tarifſätze der Einkommenſteuer 
bedürfen der Genehmigung des für kirchliche Angelegenheiten zuſtändigen Miniſters und des 
Finanzminiſters. 

Artikel III. 

Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit den anliegenden Kirchengeſetzen und Notverordnungen 

in Kraft. 


Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 20. Mai 1929. 9 
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Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 3. Mai 1929. 


Siegel.) . Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Becker. 


Anlage J. 


Notverordnung zur Anderung des Kirchenſteuerrechts. 
Vom 28. September 1928. 


Auf Grund des Artikels 126 Abſ. 2 Ziff. 6 der Verfaſſungsurkunde für die Evangeliſche 
Kirche der altpreußiſchen Union wird für die zum preußiſchen Staatsgebiet gehörigen Teile der 
Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union verordnet, was folgt: 


Artikel l. 

Das Kirchengeſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
und Parochialverbänden der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen, vom 26. Mai 1905 
(KGOBl. S. 31) wird wie folgt geändert: 

§ 1. 

Die Kirchengemeinden können neben der Einkommenſteuer außer den Realſteuern auch die 
Reichsvermögenſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchenſteuer benutzen. 

Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern ſind auf Zuſchläge zur Reichs- 
vermögenſteuer anzurechnen. 

Bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft iſt auch ein 
ihrem Anteil am Geſellſchaftsvermögen entſprechender Bruchteil der von der Geſellſchaft zu ent⸗ 
richtenden Reichsvermögenſteuer für die Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge zugrunde zu legen. 

§ 4 des Kirchenſteuergeſetzes findet auf die Heranziehung nach der Reichsvermögenſteuer 
ſinngemäß Anwendung. 

82. 

Die Tarifſätze des § 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl.! 
S. 189) können für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer durch Verordnung des Kirchen: 
ſenats geändert werden. 

8g. 

Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur Heranziehung der Realſteuern Gebrauch 
machen, ſo können ſie die Heranziehung aller oder einzelner dieſer Steuern auch mit einem höheren 
oder einem niedrigeren Hundertſatz als dem der Zuſchläge zur Einkommenſteuer beſchließen. 


8 4. 
Die Kirchengemeinden können neben Zuſchlägen zu den in § 1 dieſer Verordnung bezeichneten 
Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


§ 5. 
§ 7 Abſ. 2 des Kirchenſteuergeſetzes (Kirchenſteuerfreiheit der Geiſtlichen und Kirchenbeamten 
hinſichtlich ihres Dienſteinkommens, ihres Ruhegehalts und ur Hinterbliebenenbezüge) wird auf- 
gehoben. 


R 
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Artikel II. 


Artitel 1 § 3 dieſer Notverordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 ab in Kraft; die 
übrigen Beſtimmungen treten am 1. April 1929 in Kraft. A N 85 


Erfurt, den 28. September 1928. 


Der Kirchenſenat. 
D. Winckler. 


Anlage II. 


Notverordnung zur Anderung des Kirchenſteuerrechts. 
b Vom 24. Oktober 1928. N 


Auf Grund des Artikels 73 der Verfaſſung für die Evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche 
Hannovers wird verordnet, was folgt: f 


Artikel!. 
Das Kirchengeſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und 
Geſamtverbänden der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 10. März 1906 
(Kirchliches Amtsblatt S. 25) wird wie folgt geändert: 4 


sH 

Die Kirchengemeinden können neben der Einkommenſteuer außer den Realſteuern auch die 
Reichsvermögenſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchenſteuer benutzen. 

Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern ſind auf Zuſchläge zur Reichs 
vermögenſteuer anzurechnen. 0 

Bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft iſt auch ein 
ihrem Anteil am Geſellſchaftsvermögen entſprechender Bruchteil der von der Geſellſchaft zu ent⸗ 
richtenden Reichsvermögenſteuer für die Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge zugrunde zu legen. 

§ 4 des Kirchenſteuergeſetzes findet auf die Heranziehung nach der Reichsvermögenſteuer 
ſinngemäß Anwendung. 5 


8 2. 
Die Tarifſätze des $ 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. L 
S. 189) können für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer durch Verordnung des Kirchen⸗ 
ſenats gemäß Artikel 73 Abſ. 1 der Kirchenverfaſſung geändert werden. 


§ 3. 
Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur Heranziehung der Realſteuern Gebrauch 
machen, ſo können ſie die Heranziehung aller oder einzelner dieſer Steuern auch mit einem höheren 
oder niedrigeren Hundertſatz als dem der Zuſchläge zur Einkommenſteuer beſchließen. 


§ 4. 
Die Kirchengemeinden können neben Zuſchlägen zu den in § 1 dieſer Verordnung bezeichneten 
Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


8 5. 
§ 7 Abſ. 2 des Kirchenſteuergeſetzes (Kirchenſteuerfreiheit der Geiſtlichen und Kirchenbeamten 
hinſichtlich ihres Dienſteinkommens, ihres Ruhegehalts und ihrer Hinterbliebenenbezüge) wird auf 
gehoben. Wohlerworbene Rechte bleiben jedoch unberührt. en 
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Artikel I. 
Artikel IS 3 dieſer Notverordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 ahn in Kraft; die 
übrigen Beſtimmungen treten am 1. April 1929 in Kraft. 


Hannover, den 24. Oktober 1928. 


Der Kirchenſenat. 
D. Marahrens. 


Anlage III. 


Kirchengeſetz zur Abänderung des Kirchenſteuerrechts. 
Vom 4. Dezember 1928. 


Die Landesſynode der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Landeskirche Schleswig⸗Holſteins hat folgendes 
Kirchengeſetz beſchloſſen: 


Artikel l. 
Das Kirchengeſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und 
Parochialverbänden der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 10. März 
1906 (KGVBl. S. 19) wird wie folgt abgeändert: 


8 1. 

(1) Die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände können neben der Einkommenſteuer 
außer den Realſteuern auch die Reichsvermögenſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchenſteuer 
benutzen. 

(2) Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern ſind auf Zuſchläge zur Reichs⸗ 
vermögenſteuer anzurechnen. 

(8) Bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft iſt auch 
ein ihrem Anteil am Geſellſchaftsvermögen entſprechender Bruchteil der von der Geſellſchaft zu 
entrichtenden Reichsvermögenſteuer für die Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge zugrunde zu 
legen. 

(4) Der 8 4 des Kirchenſteuergeſetzes findet auf die Heranziehung nach der Reichsvermögen⸗ 
ſteuer ſinngemäß Anwendung. 


8 2. 

Wenn die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände von ihrer Befugnis zur Heran⸗ 
ziehung der Realſteuern Gebrauch machen, ſo können ſie die Heranziehung aller oder einzelner dieſer 
Steuern auch mit einem höheren oder niedrigeren Hundertſatz als dem der Zuſchläge zur Einkommen⸗ 
ſteuer beſchließen. 


8 3. 
Die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände können neben Zuſchlägen zu den in 81 
dieſes Geſetzes bezeichneten Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


SA. 
() Der 8 7 Abſatz 2 des Kirchenſteuergeſetzes wird aufgehoben. 
(2) Jedoch bleibt die Befreiung der gegenwärtig im wohlerworbenen Beſitz der Steuerfreiheit 
befindlichen Perſonen von der Kirchenſteuer für die Dauer ihrer Genußberechtigung beſtehen. 
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Artikel II. 


Alle perſönlichen Kirchenſteuerbefreiungen werden auch für diejenigen Gemeinden aufgehoben, 
in denen noch eine ältere Kirchenſteuerordnung im Sinne des § 30 Satz 1 des Kirchenſteuergeſetzes 
vom 10. März 1906 gilt. Artikel IS 4 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


Artikel III. 


Die Tarifſätze des § 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 189) können allgemein für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer durch Verordnung der 
Kirchenregierung abgeändert werden. 


Artikel IV. 
Artikel 1 8 2 tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 in Kraft; die übrigen Beſtimmungen 
treten mit dem 1. April 1929 in Kraft. 


Artikel V. 
Die Kirchenregierung wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Daß vorſtehendes Kirchengeſetz von der 3. ordentlichen Landesſynode der Evangeliſch⸗Luthe⸗ 
riſchen Landeskirche Schleswig⸗Holſteins beſchloſſen worden iſt, wird hiermit beſcheinigt. 


Kiel, den 10. Dezember 1928. 


Der Präſident der 3. ordentlichen Landesſynode. 
D. Prall. 


Anlage IV. 


Notverordnung zur Anderung des Kirchenſteuerrechts. 
Vom 10. Oktober 1928. 


Auf Grund des § 93 des Kirchengeſetzes über die Verfaſſung der evangelifch-reformierten 
Landeskirche der Provinz Hannover vom 24. September 1922 wird für das Gebiet dieſer Landes⸗ 
kirche verordnet, was folgt. 


Artikel l. 
Das Kirchengeſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden der 
evangeliſch⸗ reformierten Kirche der Provinz eee e vom 10. März 1906 (KGVBl. Bd.3 S. ar 
wird wie folgt abgeändert: 


8 1. 
Die Kirchengemeinden können neben der Einkommenſteuer außer den Realſteuern auch die 
Reichsvermögenſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchenſteuer benutzen. 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern ſind auf Zuſchläge zur Reichs⸗ 
vermögenſteuer anzurechnen. 
9 4 des Kirchenſteuergeſetzes findet auch auf die Heranziehung nach der Reichsvermögenſteuer 
ſinngemäß Anwendung. 
§ 2. 
Die Tarifſätze des § 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 


S. 189) können für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer durch Verordnung des Landes 
kirchenvorſtandes abgeändert werden. 
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§ 3. 
Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur Heranziehung der Realſteuern Gebrauch 
machen, ſo können ſie die Heranziehung aller oder einzelner dieſer Steuern auch mit einem höheren 
oder einem niedrigeren Hundertſatz als dem der Zuſchläge zur Einkommenſteuer beſchließen. 


8 4. 
Die Kirchengemeinden können neben Zuſchlägen zu den in 8 1 dieſer Verordnung bezeichneten 
Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


Artikel II. 
Artikel I 8 3 dieſer Notverordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 ab in Kraft; die 
übrigen Beſtimmungen treten am 1. April 1929 in Kraft. 


Aurich, den 10. Oktober 1928. 
Der Landeskirchenvorſtand. 


Vorſtehende, vom Landeskirchenvorſtand in ſeiner Sitzung vom 10. Oktober 1928 beſchloſſene 
Notverordnung wird hiermit gemäß $ 91 und 8 93 des Kirchenverfaſſungsgeſetzes vom 24. Sep⸗ 
tember 1922 ausgefertigt. 


Aurich, den 10. Oktober 1928. 


Die Vorſitzenden des Landeskirchenvorſtandes. 
Ditzen. Koopmann. 


Anlage V. 


Notverordnung zur Anderung des Kirchenſteuerrechts. 
Vom 27. Oktober 1928. 


Auf Grund des § 105 der Verfaſſung der Evangeliſchen Landeskirche in Heſſen-Kaſſel wird 
verordnet, was folgt: 


Axtikel J. 
Das Kirchengeſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
und Geſamtverbänden der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften im Bezirke des Konſiſtoriums zu 
Kaſſel, vom 10. März 1906 (Kirchl. Amtsbl. S. 17) wird wie folgt geändert: 


8 1. 

Die Kirchengemeinden können neben der Einkommenſteuer außer den Realſteuern auch 
die Reichsvermögenſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchenſteuer benutzen. 

Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern find auf Zuſchläge zur Reichs⸗ 
vermögenſteuer anzurechnen. 

Bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft iſt auch 
ein ihrem Anteil am Geſellſchaftsvermögen entſprechender Bruchteil der von der Geſellſchaft zu 
entrichtenden Reichsvermögenſteuer für die Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge zugrunde zu legen. 

§ 4 des Kirchenſteuergeſetzes findet auf die Heranziehung nach der Reichsvermögenſteuer 
ſinngemäß Anwendung. a 


LITE 
N“ 
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8 2. 
Die Tarifſätze des § 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 189) können für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer durch Verordnung der Kirchen⸗ 
regierung geändert werden. 
8 3. 
Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur Heranziehung der Realſteuern Gebrauch 
machen, ſo können ſie die Heranziehung aller oder einzelner dieſer Steuern auch mit einem höheren 
oder einem niedrigeren Hundertſatz als dem der Zuſchläge zur Einkommenſteuer beſchließen. 


8 4. 
Die Kirchengemeinden können neben Zuſchlägen zu den in § 1 dieſes Geſetzes bezeichneten 
Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


Artikel II. 
Artikel I § 3 dieſer Notverordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 ab in Kraft; 
die übrigen Beſtimmungen treten am 1. April 1929 in Kraft. 


Kaſſel, den 27. Oktober 1928. 


Die Kirchenregierung. 
(Siegel.) Möller. 


Anlage VI. 


Notverordnung zur Anderung des Kirchenſteuerrechts. 
Vom 18. Oktober 1928. 


Auf Grund des § 117 Abſ. 3 i und des § 118 der Verfaſſung der Evangeliſchen Landeskirche 
in Naſſau wird folgende Anordnung, weil fie keinen Aufſchub duldet und der Landeskirchentag 
nicht verſammelt iſt, von der Landeskirchenregierung als Notverordnung erlaſſen: 


Artikel l. 

Das Kirchengeſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinden im Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, vom 10. März 1906 (ABl. S. 25) 
in der Faſſung des Kirchengeſetzes vom 21. Dezember 1920 (ABl. 1921 S. 1) wird wie folgt 
geändert: 

8 1. 

Die Kirchengemeinden können neben der Einkommenſteuer außer den Realſteuern auch 
die Reichsvermögenſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchenſteuer benutzen. 

Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern ſind auf Zuſchläge zur Reichs- 
vermögenſteuer anzurechnen. 

Bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft iſt auch 
ein ihrem Anteil am Geſellſchaftsvermögen entſprechender Bruchteil der von der Geſellſchaft zu 
entrichtenden Reichsvermögenſteuer für die Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge zugrunde zu legen. 

§ 4 des Kirchenſteuergeſetzes findet auf die Heranziehung nach der Reichsvermögenſteuer 
ſinngemäß Anwendung. 

8 2. 

Die Tarifſätze des $ 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 189) können für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer durch Verordnung der e 
kirchenregierung geändert werden. 
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8 3. 
Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur Heranziehung der Realſteuern Gebrauch 
machen, ſo können ſie die Heranziehung aller oder einzelner dieſer Steuern auch mit einem höheren 
oder einem niedrigeren Hundertſatz als dem der Zuſchläge zur Einkommenſteuer beſchließen. 


8 4. 
Die Kirchengemeinden können neben Zuſchlägen zu den in $ 1 dieſer Verordnung bezeichneten 
Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


Artikel II. 
Artikel I $ 3 tritt mit Wirkung vom 1. April 1928, die übrigen Beſtimmungen dieſer 
Notverordnung treten am 1. April 1929 in Kraft. 


Wiesbaden, den 18. Oktober 1928. 


Der Vorſitzende der Evangeliſchen Landeskirchenregierung. 
D. Kortheuer. 


Anlage VII. 


Kirchengeſetz zur Abänderung des Kirchenſteuerrechts. 
Vom 13. September 1928. 


Auf Grund des § 114 Abſ. 1 der Verfaſſung der Evangeliſchen Landeskirche Frankfurt a. M. 
vom 12. Januar 1923 hat der Landeskirchenrat in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande der Landes⸗ 
kirchenverſammlung in gemeinſchaftlicher Sitzung vom 1. März 1928 mit einer Stimmenmehrheit 
von zwei Dritteln ſämtlicher Mitglieder das folgende vorläufige Kirchengeſetz beſchloſſen: 


Artikel l. 

Das Kirchengeſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M., vom 10. März 1906 (KA Bl. S. 3) ſowie 
das Kirchengeſetz vom 21. Dezember 1920 zur Abänderung und Ergänzung des Kirchengeſetzes, 
betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des 
Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M., vom 10. März 1906 (KA Bl. 1921 S. 1) wird wie folgt 
geändert: 

8 

() Die Kirchengemeinden können neben der Einkommenſteuer auch die Reichsvermögen⸗ 
ſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchenſteuer benutzen. 

(2) Zuſchläge zur Einkommenſteuer ſind auf Zuſchläge zur Reichsvermögenſteuer an⸗ 
zurechnen. ü 

(3) Bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft kann 
auch ein ihrem Anteil am Geſellſchaftsvermögen entſprechender Bruchteil der von der Geſellſchaft 
zu entrichtenden Reichsvermögenſteuer für die Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge zugrunde 
gelegt werden. 

(4) $ 4 des Kirchenſteuergeſetzes vom 10. März 1906 findet bei der Heranziehung nach der 
Reichsvermögenſteuer ſinngemäß Anwendung. 


82. 
Die Tarifſätze des $ 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 189) können für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer durch landeskirchliche Verordnung 
des Landeskirchenrats geändert werden. 
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83. 
Die Kirchengemeinden können neben Zuſchlägen zu den in $ 1 dieſes vorläufigen Kirchen⸗ 
geſetzes bezeichneten Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


8 4. 
Der 8 25 des Kirchenſteuergeſetzes vom 10. März 1906 findet auf die Beſtimmungen dieſes 
vorläufigen Kirchengeſetzes ſinngemäß Anwendung. 
Artikel I. 
Dieſes vorläufige Kirchengeſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 ab in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 1. März 1928. 
Evangeliſcher Landeskirchenrat in Gemeinſchaft mit dem Vorſtand der Landeskirchenverſammlung. 


Schulin. 
Als vorläufiges Kirchengeſetz ausgefertigt gemäß § 98 und § 114 Abſ. 1 der Kirchenverfaſſung 
vom 12. Januar 1923. 


Frankfurt a. M., den 1. März 1928. 


Der Präſident des Evangeliſchen Landeskirchenrats. 
(Siegel.) Schulin. 


Nachdem das vorſtehende vorläufige Kirchengeſetz von der Evangeliſchen Landeskirchen⸗ 
verſammlung am 13. September 1928 gemäß $ 114 Abf. 2 der Verfaſſung der Evangeliſchen 
Landeskirche Frankfurt a. M. vom 12. Januar 1923 beſtätigt worden iſt, wird es hiermit gemäß 
$ 98 Abf. 1 der Kirchenverfaſſung als Kirchengeſetz ausgefertigt. 


Frankfurt a. M., den 13. September 1928. 


Der Präſident des Evangeliſchen Landeskirchenrats. 
(Siegel.) Schulin. 


(Nr. 13415.) Geſetz zur Anderung des Kirchenſteuer⸗ und Umlagerechts der katholiſchen Kirche. Vom 
3. Mai 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel!. 
Das Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den katholiſchen Kirchengemeinden 
und Geſamtverbänden, vom 14. Juli 1905 (Geſetzſamml. S. 281) wird wie folgt geändert: 


8 1. 

() Die katholiſchen Kirchengemeinden und Gemeindeverbände können neben der Einkommen⸗ 
ſteuer außer den Realſteuern auch die Reichsvermögenſteuer als Maßſtab der Umlegung der Kirchen⸗ 
ſteuer benutzen. 

(2) Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern ſind auf Zuſchläge zur Reichs⸗ 
vermögenſteuer anzurechnen. 

(8) Bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft iſt auch 
ein ihrem Anteil am Geſellſchaftsvermögen entſprechender Bruchteil der von der Geſellſchaft zu 
entrichtenden Reichsvermögenſteuer der Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge zugrunde zu legen 

(4) $ 4 des Geſetzes vom 14. Juli 1905 (Geſetzſamml. S. 281) findet auf die Heranziehung 
der Reichsvermögenſteuer ſinngemäß Anwendung. 
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82. 
Die Tarifſätze des § 55 des Einkommenſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl.! 
D. 189) können für die Benutzung als Maßſtab der Kirchenſteuer auf Antrag der Biſchöflichen 
Behörde durch Verordnung des für kirchliche Angelegenheiten zuſtändigen Miniſters und des Finanz⸗ 
miniſters geändert werden. 


§ 3. N 
Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur Heranziehung der Realſteuern Gebrauch 
machen, ſo können ſie die Heranziehung aller oder einzelner dieſer Steuern auch mit einem höheren 
oder niedrigeren Hundertſatz als dem der Zuſchläge zur Einkommenſteuer beſchließen. 
8 4. 
Die Kirchengemeinden und Gemeindeverbände können neben Zuſchlägen zu ſtaatlichen 
Steuern ein gleiches oder geſtaffeltes Kirchgeld als Kirchenſteuer erheben. 


() 8 7 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes vom 14. Juli 1905 (Geſetzſamml. S. 281) wird aufgehoben. 
(2) Die Geiſtlichen und Kirchenbeamten ſind berechtigt, ihre Kirchenſteuerſchulden mit 
Gehaltsforderungen, die ihnen gegen die Kirchengemeinde zuſtehen, aufzurechnen. 


Artikel I. N 
Die Biſchöfliche Behörde kann die nach den Geſetzen vom 29. Mai 1903 und vom 21. März 
1906 GGeſetzſamml. S. 182 und 105) auszuſchreibenden Diözeſanumlagen auch nach anderen Maß⸗ 
ſtäben als der Einkommenſteuer verteilen. 


f Artikel III. f 

Artikel J 8 3 dieſes Geſetzes tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 ab in Kraft. Die übrigen 
Beſtimmungen treten am 1. April 1929 in Kraft. f er nn 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. zn. 


Berlin, den 3. Mai 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Becker. 


(Nr. 13416.) Verordnung, betr. die Übertragung des Rechtes zum Ausbau des Norder Außentieis. 
Vom 28. März 1929. a 


Dem „Entwäſſerungsverbande Norden“ in Norden, Kreis Norden (Satzung vom 9. Sep⸗ 
tember 1926, Amtsblatt der Regierung zu Aurich 1926 Stück 38 S. 126), wird auf Grund des 
§ 155 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht übertragen, 
das Norder Außentief vom Norder Siel bis 300 m unterhalb des neuen Deiches zwiſchen dem 
Buſcher Polder und dem Ernſt⸗Auguſt⸗Polder nach den Plänen des Kultur- und Waſſerbauamts 
Aurich vom 10. Mai 1926 auszubauen. 


Berlin, den 28. März 1929. 
Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten: 


Schreiber. Steiger. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597). 


Im Finanzminiſterialblatt Nr. 6/7 vom 15. April 1929 S. 42, 

im Min. Bl. f. d. Pr. innere Verw. Nr. 13 vom 27. März 1929 S. 244, 

im Min. Bl. d. Handels⸗ und Gewerbe-Verw. Nr. 7 vom 19. April 1929 S. 80 
iſt die Zweite Verordnung des Finanzminiſters, des Miniſters des Innern und des Miniſters für 
Handel und Gewerbe vom 20. März 1929 zur Ausführung des § 62a der Gewerbeſteuerverordnung 
verkündet, die nach Art. IV des Geſetzes vom 27. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 97) Wirkung vom 
Inkrafttreten der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 hat. 


Berlin, den 22. März 1929. 
Preußiſches Finanzminiſterium. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. Der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. September 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Calau für die Anlage eines 
Spielplatzes, einer Bootsanlage mit Bootshaus ſowie für die Herſtellung eines kleinen 
Bade⸗ und Planſchbeckens für die Jugendherberge Boblitz N 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt Nr. 38 S. 257, ausgegeben am 22. September 1928; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. September 1928 
über die Erteilung der Genehmigung an die Liegnitz⸗Rawitſcher Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in 
Liegnitz zur Ausgabe von Teilſchuldverſchreibungen bis zum Betrage von 1000000 Al 
durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 15 S. 91, ausgegeben am 13. April 1929; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. November 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Hopfelde für die Anlage und 
Unterhaltung einer Waſſerverſorgungsanlage 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 47 S. 279, ausgegeben am 24. November 1928; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Februar 1929 
über die Genehmigung einer Anderung der Landſchaftsordnung der Pommerſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 8 S. 34, ausgegeben am 23. Februar 1929; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Februar 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Dortmund für die 
Anlage eines kommunalen Friedhofs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 11 S. 41, ausgegeben am 16. März 1929; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Oſtkraftwerk Aktiengeſellſchaft in Berlin 
für den Bau einer 110 000 Volt⸗Doppelleitung von dem Großkraftwerke Koſel O. S. zu 
dem Kraftwerke der Elektrizitätswerk Schleſien Aktiengeſellſchaft bei Tſchechnitz 
durch die Amtsblätter der Regierung in Breslau Nr. 11 S. 67, ausgegeben am 16. März 1929, 
und der Regierung in Oppeln Nr. 12 S. 95, ausgegeben am 23. März 1929; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Marl für den Ausbau einer 
Verbindungsſtraße vom Ortsteile Hüls zum Steinernen Kreuz in Drewer En 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münfter Nr. 12 S. 43, ausgegeben am 23. März 1929; 


r. Grunau, lol ten. str. 12 
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8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Bitburg für den Bau der 
Teilſtrecke Irrel —Holtsthum der Prümtalſtraße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 11 S. 29, ausgegeben am 16. März 1929; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für die Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes — 
ausgenommen Hochſpannungsleitungen von mehr als 50 000 Volt ſowie Kraftwerke und 
Umſpann⸗ oder Schaltſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen, — 

in den Kreiſen Trier, Stadt und Land, Saarburg und Wittlich 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 12 S. 31, ausgegeben am 23. März 1929; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für den Bau einer aus der Hochſpannungsleitung Golden— 
bergwerk Reisholz in der Nähe von Zons abzweigenden mit einer Stromſpannung bis zu 
220 000 Volt zu betreibenden Stichleitung nach Neuß 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 13 S. 75, ausgegeben am 30. März 1929; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Pommern, Aktien- 
geſellſchaft in Stettin, für die Errichtung einer Waſſerkraftanlage bei Betkenhammer 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schneidemühl Nr. 13 S. 79, ausgegeben am 30. März 1929; 


12. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Epe — Kirchſpiel — für den 
Bau einer Straße zwiſchen Epe und der Bauerſchaft Füchte 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 14 S. 55, ausgegeben am 6. April 1929; 


13. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Zweckverband Samländiſcher Küſten⸗ 
ſchutz in Königsberg für Zwecke eines wirkſamen Schutzes und der Erhaltung der 
ſamländiſchen Steilküſte im Landkreiſe Fiſchhauſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 15 S. 87, ausgegeben am 13. April 1929; 


14. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. April 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Rheine links der Ems für 
den Bau einer Straße von Katenhorn über Hauenhorſt nach Meſum 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 16 S. 63, ausgegeben am 20. April 1929. 
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